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RESOLUTION 68/7 

Verabschiedet auf der 35. Plenarsitzung am 21. Oktober 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.7 und Add.1, eingebracht von: Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aser-
baidschan, Äthiopien (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrika-
nischen Staaten sind), Bahamas, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulga-
rien, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominica, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guyana, Haiti, 
Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kambo-
dscha, Kanada, Kroatien, Kuba, Lettland, Libanon, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mexiko, Monaco, 
Mongolei, Montenegro, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Samoa, San Marino, 
Schweden, Serbien, Seychellen, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Suriname, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Un-
garn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.  

68/7. Ständiges Mahnmal für die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels 
und Wahrung ihres Gedenkens 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 61/19 vom 28. November 2006 „Begehung des zweihundertsten 
Jahrestags der Abschaffung des transatlantischen Sklavenhandels“ und die späteren Resolutionen „Ständi-
ges Mahnmal für die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels und Wahrung ihres Ge-
denkens“, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass der 25. März jedes Jahres zum Internationalen Tag des Gedenkens 
an die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels erklärt wurde, 

 in der Erkenntnis, dass über den transatlantischen Sklavenhandel und seine anhaltenden, weltweit 
spürbaren Folgen nur sehr wenig bekannt ist, und die verstärkte Aufmerksamkeit begrüßend, die dieser 
Frage mit der jährlichen Begehung des Gedenktags durch die Generalversammlung zuteil wird, insbesonde-
re, dass das Bewusstsein dafür in vielen Staaten steigt, 

 Kenntnis nehmend von den Initiativen, die die Staaten in Bekräftigung ihrer Verpflichtung zur 
Durchführung der Ziffern 101 und 102 der von der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz verabschiedeten Erklärung von Dur-
ban ergriffen haben, mit dem Ziel, die Folgen der Sklaverei zu bekämpfen und dazu beizutragen, die Würde 
der Opfer der Sklaverei und des Sklavenhandels wiederherzustellen20, 

 insbesondere unter Hinweis auf Ziffer 101 der Erklärung von Durban, in der die internationale Ge-
meinschaft und ihre Mitglieder unter anderem gebeten wurden, den Opfern ein ehrendes Andenken zu be-
wahren, 

 betonend, wie wichtig es ist, die heutigen und die kommenden Generationen über die Ursachen, 
Folgen und Lehren der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels aufzuklären und zu informieren, 

 unter Hinweis darauf, dass die Initiative für ein ständiges Mahnmal die Arbeit der Organisation der 
Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur am Projekt „Route der Sklaven“, einschließlich 
der damit verbundenen Gedenkaktivitäten, ergänzt, 

 1. unterstützt die Initiative von Mitgliedstaaten, am Amtssitz der Vereinten Nationen an einem 
deutlich sichtbaren und für die Delegierten, die Bediensteten der Vereinten Nationen und die Besucher 
leicht zugänglichen Platz ein ständiges Mahnmal als Zeichen der Anerkennung der Tragödie und der Fol-
gen der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels zu errichten; 

 2. erinnert an die Einsetzung eines Ausschusses interessierter Staaten aus allen geografischen 
Regionen der Welt, in dem Mitgliedstaaten aus der Karibischen Gemeinschaft und der Afrikanischen Union 

______________ 
20 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf. 
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eine vorrangige Rolle spielen und der in Zusammenarbeit mit der Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur, Vertretern des Sekretariats, des Schomburg Center for Research in 
Black Culture an der New York Public Library sowie der Zivilgesellschaft die Aufsicht über das Projekt zur 
Errichtung eines ständigen Mahnmals führen soll; 

 3. erinnert außerdem an die Einrichtung eines Treuhandfonds für das ständige Mahnmal, der die 
Bezeichnung „Treuhandfonds der Vereinten Nationen für Partnerschaften - Ständiges Mahnmal“ trägt und 
vom Büro der Vereinten Nationen für Partnerschaften verwaltet wird, und nimmt Kenntnis von dem derzei-
tigen Stand der Beiträge zum Treuhandfonds21; 

 4. spricht denjenigen Mitgliedstaaten, die Beiträge zu dem Treuhandfonds geleistet haben, ihren 
aufrichtigen Dank aus; 

 5. ist sich dessen bewusst, dass anhaltende freiwillige Beiträge notwendig sind, um das Ziel der 
Errichtung eines ständigen Mahnmals zum Gedenken an die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen 
Sklavenhandels rasch zu erreichen, und legt den Mitgliedstaaten und anderen interessierten Parteien in die-
ser Hinsicht nahe, weitere freiwillige Beiträge zu dem Treuhandfonds zu leisten; 

 6. ersucht den Generalsekretär, jährlich eine Reihe von Aktivitäten zur Begehung des Internatio-
nalen Tages des Gedenkens an die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels zu organi-
sieren, einschließlich einer Gedenksitzung der Generalversammlung am Amtssitz der Vereinten Nationen 
und gegebenenfalls Aktivitäten über das Netz der Informationszentren der Vereinten Nationen; 

 7. ersucht die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und Information, in Zusammenarbeit mit den 
betroffenen Ländern und den zuständigen Organisationen und Organen des Systems der Vereinten Nationen 
auch weiterhin geeignete Maßnahmen zu treffen, um die Gedenkaktivitäten und die Initiative für ein stän-
diges Mahnmal in der Weltöffentlichkeit besser bekannt zu machen und die Anstrengungen zur Errichtung 
des ständigen Mahnmals am Amtssitz der Vereinten Nationen zu erleichtern; 

 8. wiederholt ihr in Resolution 64/15 vom 16. November 2009 an die Mitgliedstaaten gerichtetes 
Ersuchen, im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften Bildungsprogramme zu erarbeiten, die 
den kommenden Generationen unter anderem mittels entsprechender Schullehrpläne ein Verständnis der 
Lehren, der Geschichte und der Folgen der Sklaverei und des Sklavenhandels vermitteln und einprägen 
sollen, und diese Informationen dem Generalsekretär zur Aufnahme in seinen Bericht vorzulegen; 

 9. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass der internationale Wettbewerb für die Gestaltung 
des ständigen Mahnmals erfolgreich abgeschlossen und das Design „Arche der Rückkehr“ als Modell für 
das ständige Mahnmal ausgewählt wurde; 

 10. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über das Programm für Bildungsarbeit 
auf dem Gebiet des transatlantischen Sklavenhandels und der Sklaverei22, in dem auf die vielfältige Strate-
gie für Bildungsarbeit Bezug genommen wird, mit der den kommenden Generationen die Ursachen, die 
Folgen, die Lehren und das Erbe des transatlantischen Sklavenhandels stärker bewusst und vertraut ge-
macht werden sollen und ihnen vermittelt werden soll, welche Gefahren von Rassismus und Vorurteilen 
ausgehen, und befürwortet weitere diesbezügliche Maßnahmen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung 
über die weiteren Maßnahmen zur Umsetzung des Programms für Bildungsarbeit, einschließlich der von 
den Mitgliedstaaten zur Durchführung dieser Resolution ergriffenen Maßnahmen, sowie über die Schritte 
zur besseren Bekanntmachung der Gedenkaktivitäten und der Initiative für ein ständiges Mahnmal in der 
Weltöffentlichkeit Bericht zu erstatten; 

______________ 
21 A/68/135.  
22 A/68/291.  
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 12. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Partnerschaften, der Generalversammlung auf 
ihrer neunundsechzigsten Tagung über den Generalsekretär einen umfassenden Bericht über den Stand des 
Treuhandfonds und insbesondere über die eingegangenen Beiträge und deren Verwendung vorzulegen; 

 13. beschließt, den Punkt „Folgeaktivitäten zu der Begehung des zweihundertsten Jahrestags der 
Abschaffung des transatlantischen Sklavenhandels“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigs-
ten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/8 

Verabschiedet auf der 38. Plenarsitzung am 29. Oktober 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
188 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 3 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.6, 
eingebracht von Kuba. 

* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, 
Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, 
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und 
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Cabo Verde, Chile, Chi-
na, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, 
Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, 
Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, 
Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, 
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kongo, 
Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mon-
tenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Nor-
wegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, 
Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San 
Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, 
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent 
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Südsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, 
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, 
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische 
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern. 
 Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau. 
 

68/8. Notwendigkeit der Beendigung der von den Vereinigten Staaten von Amerika gegen Kuba 
verhängten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade 

 Die Generalversammlung, 

 entschlossen, die strikte Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Ziele und 
Grundsätze zu fördern, 

 in Bekräftigung, neben anderen Grundsätzen, der souveränen Gleichheit der Staaten, der Nichtinter-
vention und Nichteinmischung in ihre inneren Angelegenheiten sowie der Freiheit des internationalen Han-
dels und der internationalen Schifffahrt, die außerdem in zahlreichen internationalen Rechtsakten verankert 
sind, 

 unter Hinweis auf die auf den iberoamerikanischen Gipfeltreffen abgegebenen Erklärungen der 
Staats- und Regierungschefs betreffend die Notwendigkeit, die einseitige Anwendung von die Freiheit des 
internationalen Handels beeinträchtigenden Wirtschafts- und Handelsmaßnahmen eines Staates gegen einen 
anderen Staat zu beenden, 

 besorgt darüber, dass Mitgliedstaaten nach wie vor Gesetze und andere Vorschriften erlassen und 
anwenden, beispielsweise das am 12. März 1996 erlassene, unter der Bezeichnung „Helms-Burton-Gesetz“ 
bekannte Gesetz, deren extraterritoriale Wirkungen die Souveränität anderer Staaten und die legitimen In-
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